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Anlage l .

Vorlage der Kirchenregierung
r vereinigten evang . ⸗prot . Landeskirche Badens

im Frühjahr 1922 .
an die Landesſynode de

Geſetz⸗Entwurf

Nachtrag zu dem kirchlichen Geſetz vom 22 . Juni 1921 , die allgemeinen kirchlichen Ausgaben für

1. April 1921/22 und deren Deckungsmittel betreffend .

Die Landesſynode hat als kirchliches Geſetz be
4.

Der Mehraufwand ſoll durch einen entſpre⸗

ſchloſſen , was folgt :
Staatszuſchuß beglichen werden . Für

4.
chenden

Zur Beſtreitung der allgemeinen kirchlichen n darnach etwa noch verbleibenden Fehlbe⸗

Ausgaben im Rechnungsjahr 1921 22 ſind außer trag iſt die Kirchenregierung ermächtigt , nötigen⸗

dem durch das kirchliche Geſetz vom 22 . Juni
falls durch Aufnahme eines Anlehens , Deckung

1921 ( VBl . S . 76 ) genehmigten Betrag
zu beſchaffen .

von 5
18 460 675

auf Grund des angeſchloſſenen Vor

anſchlags⸗Nachtrags weiter aufzu⸗

bringen —

ſodaß der Geſamtbetrag ſich auf

beläuft .

7 746 214 „

26 206 889 /

Begründung .

Die Landeskirche , welche von ihren Angehöri⸗

gen ſchon bisher Kirchenſteuer im geſetzlich zuge⸗

laſſenen Höchſtbetrag erhebt und durch die grund⸗

derung der Steuergeſetzgebung im

Der angeforderte Mehrbetrag von 7746 21 174

Hauptſache zur wirtſchaftlichen Beſſer⸗

Geiſtlichen und kirchlichen Beamten

dringend notwendig und

Beamten mit Wir⸗

t in der

ſtellung der

erforderlich . Dieſe iſt

ſoll wie bei den ſtaatlichen

kung vom 1. Oktober 1921 in Kraft treten . auf dieſem

In den der Landesſynode gleichzeitig unter⸗ auch ihre ſonſtigen Einnahmen insbeſondere aus

breiteten Geſetzentwürfen , die ſich mit der Neu⸗ den Pfarrpfründen nicht in dem erforderlichen

regelung der Dienſtbezüge der Geiſtlichen und Maß ſteigern kann , iſt ſo in einer augenblick⸗

der Hinterbliebenen von ſolchen befaſſen , iſt das lichen Notlage . Der Oberkirchenrat iſt hierwegen

Nähere dargelegt .
mit der Staatsregierung in Verbindung getre⸗

legende Verän

Reich und in Baden vorerſt außerſtand iſt , ſich

Weg weitere Mittel zu beſchaffen ,
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ten , um , wie wiederholt in den letzten Jahren ,
einen das Nötigſte deckenden namhaften Staats⸗

beitrag neben der bisherigen regelmäßigen Do⸗

tation zu erlangen . Der Landtag hat zu dem

auch von katholiſcher Seite aus gleichem Grund

geſtellten

indeſſen hat die

Entgeg

Regierung in dankenswertem

enkommen einſtweilen einen Vorſchuß ge⸗

t, damit auch den Geiſtlichen Vorſchüſſe auf
10 Aie neuen Bezüge bezahlt werden konnten .

Antrag noch nicht Stellung genommen ,

Es ſteht zu hoffen , daß dieſe ſtaatliche Vor⸗

ſchußzahlung durch Zuſtimmung des Landtags in
eine definitive Leiſtung an unſere Landeskirche
übergeht . Allein da die Entſcheidung vorerſt
noch ausſteht , mußte der Geſe tzentwurf in Ziff . 2
die gewählte Faſſung erhalten , wenn der Haus⸗
halt in geordneten Bahnen erhalten werden ſoll .



Vor⸗

s in

kirche

rerſt

ff 1

aus⸗

ſoll .

Voranſchlag
über den Mehrbetrag der allgemeinen kirchlichen Ausgaben

im Rechnungsjahr 1921/22

( Nachtrag zum Kirchenhaushalt 1921/22 ) .

Rer
Titel des

— —

Voran⸗ Betra
2 § ege

2 ag B Ir ge

ſchlags für
Gege n ſt and

Zemerkungen

1921/22 0

A . Für die Zwecke der

Steuer .

I. Aufwand für die Kirchen⸗

regierung und für den

Oberkirchenrat .
590 480 [ Der Mehraufwand iſt durch die neue Geſetzgebung

über die Beamtenbeſoldungen , Teuerungszuſchläge
und Ortsklaſſeneinteilung veranlaßt . Der Mehr⸗

betrag an Ruhe⸗ und Verſorgungsgehalten iſt mit⸗

berückſichtigt . ( Der auf die Staatskaſſe entfallende

Teil des Mehraufwands iſt abgerechnet . ) Für die

6 ſynobalen Mitglieder der Kirchenregierung iſt ein

Aufwendungsgeld von je 3000 agangefordert .

II. Aufwand für die evang .

Kirchenbauämter
105 307 [ Der Mehraufwand iſt durch die neue Geſetzgebung

über die Beamtenbeſoldungen , Teuerungssuſchläge
und Ortsklaſſeneinteilung veranlaßt . Der Mehr⸗

betrag an Ruhe - und Verſorgungsgehalten iſt mit⸗

berückſichtigt .

IV . Dienſteinkommen der Geiſt⸗

33 lichen 5 986 503 ] Nach dem neuen Pfarrbeſoldungsgeſetz , welches mit
Wirkung vom 1. Oktober 1921 in Kraft treten ſoll ,

beläuft ſich der Mehrbetrag an Grundgehalt ( Grund⸗

vergütungen ) , Ortszuſchlag , Kinder - und Teue⸗

rungszuſchlägen für ein Jahr auf 11 973 006 &.

Für die Zeit vom 1. 10. 1921 bis 31. 3. 1922 kommt

davon die Hälfte mit 5 986 503 4 in Anrechnung .

N . 3. a . [ Funktionsgehalte der De⸗

kane
33 600 [ Die Funktionsgehalte ſollen wegen des geſunkenen

Geldwerts angemeſſen erhöht werden . Die neuen

Bezüge ſollen für
20 Dekanate zu 3000 S 60 000 A,

8 7 7 2400 S 19 200 „

zuſammen 79 200

übertrag . 6 715 890
betragen . Bisherige Bezüge 45 600 „

künftig mehr 33 600 A.
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Voran⸗ Betrag8 5 J ‚0 E
ſchlags für Gegenſtand Bemerkungen

1921/22
.

Übertrag . 6 715 890

IV . 4. d. ] Tagegelder und Reiſekoſten 30 000 [ Die erhöhten Sätze bedingen einen entſprechenden
Mehraufwand . Bisher vorgeſehen 30000 l .

IV . 4. e.] Umzugskoſten 50 000 [ Die Umzugskoſten ſind fortwährend geſtiegen . Der
vorgeſehene Aufwand von 164000 / wird ſich als
unzulänglich erweiſen .

V. 1. 2. [ Aufwand für Ruhe⸗ und

Unterſtützungsgehalte der

Geiſtlichenn ! 550 324 Nach dem Entwurf des Geſetzes über die Zuruhe⸗
ſetzung und die Ruhegehalte der Geiſtlichen , welches
mit Wirkung vom 1. Oktober 1921 in Kraft treten
ſoll , beläuft ſich der jährliche Mehraufwand auf
1 100 648 4 . — Für die Zeit vom 1 . 10 . 1921 bis

31. 3. 1922 kommt demnach die Hälfte in Anrechnung .V. 4. Witwen⸗ und Waiſenver⸗

ſorgung 400 000 [ Nach dem Geſetzentwurf über die Neuregelung der
83

R Hinterbliebe ezüge , der ebenfalls auf 1. OktoberGeſamtſumme . . 7 746214 Hinterbliebenenbezüge , der ebenfalls auf
1921 wirkſam werden ſoll , beträgt der jährliche
Mehraufwand 800 000 &4. Hierher die Hälfte .
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